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Hartes Vorgehen gegen Migration:
Deutsche wollen weniger Flüchtlinge!
Schärfere Asylpolitik in Deutschland: Mehrheit fordert
weniger Flüchtlinge. Prognosen und Meinungen zur

Migrationsdebatte 2025.

Deutschland - Die Debatte um die Migrationspolitik in
Deutschland hat in den letzten Wochen an Intensität gewonnen.
Vor dem Hintergrund einer zunehmenden Zahl von
Asylanträgen, die allein im Jahr 2023 bereits 204.461 betrugen,
zeigen Umfragen einen klaren Trend: Die Schärfung der
Asylpolitik von CDU und CSU stößt mehrheitlich auf Zustimmung
in der Bevölkerung. So unterstützt laut einem aktuellen
„Deutschland-Trend“ der ARD eine überwältigende Mehrheit von
68 Prozent die Forderung, dass Deutschland weniger Flüchtlinge
aufnehmen sollte. Dieser Wert ist in den letzten zehn Jahren
kontinuierlich gestiegen und verdeutlicht die
besorgniserregende Stimmungslage der Bürger gegenüber der
Migrationsproblematik.

Ein weiterer Aspekt der Diskussion ist die Haltung zu
Grenzkontrollen. 57 Prozent der Deutschen befürworten die
Verstetigung der bestehenden befristeten Grenzkontrollen zu
Nachbarländern. Untermauert wird diese Forderung auch durch
die Rückweisung von Menschen ohne gültige Einreisepapiere,
wofür ebenfalls 57 Prozent der Befragten stimmen.
Interessanterweise sehen besonders Anhänger der Grünen und
der Linkspartei diese Rückweisungen kritisch; ein Drittel der
Befragten sagt, dass sie diese Praxis für falsch halten.

Politische Reaktionen und Proteste



Die jüngste Abstimmung im Bundestag, die von Union und FDP
für eine härtere Migrationspolitik eingeleitet wurde, hat
landesweit Proteste ausgelöst. Trotz dieser Aufregung zeigen
Umfragen, dass die Wahlchancen der Union und ihres
Vorsitzenden Friedrich Merz durch die Thematik bislang nicht
negativ beeinflusst wurden. In einer Erhebung der
Forschungsgruppe Wahlen gaben 47 Prozent der Befragten an,
dass sie einen Antrag der Union auf schärfere Maßnahmen
unterstützen würden, auch unter Rückgriff auf Stimmen der AfD.
Dagegen lehnten 48 Prozent diesen Antrag ab, während der
Rest sich unentschlossen zeigte.

Zusätzlich zeigt eine Umfrage des Instituts Insa, dass 67 Prozent
der Deutschen sich wünschen, dass die SPD dem
Zustrombegrenzungsgesetz zustimmt, wobei auch 51 Prozent
der SPD-Anhänger diese Maßnahme unterstützen. Dies
unterstreicht den Druck auf politische Akteure, einerseits
humanitäre Verpflichtungen wahrzunehmen, andererseits jedoch
auch auf die Sorgen der Bürger einzugehen.

Institutionelle Perspektiven und
Zukunftsausblick

Die Situation wird durch vergangene Ereignisse wie den Ukraine-
Krieg verschärft, in dessen Folge über eine Million ukrainische
Kriegsflüchtlinge nach Deutschland kamen. Diese Entwicklung
hat bereits zu Engpässen in Wohnraum, Gesundheitsversorgung
und Bildung geführt. Bayerns Ministerpräsident Markus Söder
hat eine „Integrationsgrenze“ von 200.000 Geflüchteten pro Jahr
gefordert, während FDP und andere Politiker auch eine
Erweiterung der Liste sicherer Herkunftsländer beschwören,
insbesondere mit Blick auf Maghreb-Staaten und Indien.

Trotz der drängenden Forderungen von Politikern wie Friedrich
Merz, die eine rigorose Neuausrichtung der Migrationspolitik
einfordern, bleibt Bundesinnenministerin Nancy Faeser
skeptisch. Sie weist darauf hin, dass die Bekämpfung der



Schleuserkriminalität von zentraler Bedeutung sei und betont
die Notwendigkeit einer europäischen Lösung in der Asyl- und
Flüchtlingspolitik, wie auch Außenministerin Annalena Baerbock
fordert.

Wie der Migrationsforscher Hannes Schammann hervorhebt, ist
eine hundertprozentige Steuerung von Migration jedoch
illusorisch. Somit müssen Politiker und Gesellschaft
möglicherweise neue Wege finden, um gegenüber der
veränderten Realität der Migration eine vernünftige und
menschliche Antwort zu finden.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die öffentliche
Meinung zur Migration in Deutschland gespalten ist. Während
ein erheblicher Teil der Bevölkerung eine restriktivere Asylpolitik
befürwortet, gibt es gleichzeitig einen klärenden Bedarf nach
humanitären Lösungen und einer sinnvollen Integration
derjenigen, die Schutz suchen. Die politischen Akteure stehen
vor der Herausforderung, diese komplexe Diskussion
aufzugreifen und tragfähige Lösungen zu entwickeln.
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